
der Kreisverband der LINKEN.Darm-
stadt will Ihnen mit dieser Wahl-
zeitung das Programm und unsere 
Kandidatinnen und Kandidaten für 
die Kommunalwahl am 27. März 
vorstellen. Auf der Website 

www.linke-darmstadt.de 

fi nden Sie Ausführlicheres zu un-
seren Vorstellungen für eine linke 
Politik in Darmstadt. Außerdem 
sind wir jeden Samstag auf dem 
Ludwigsplatz präsent und suchen 
auch an Infoständen in Eberstadt, 
Kranichstein, Arheilgen und in der 
Heimstättensiedlung das Gespräch 
mit Ihnen.

DIE LINKE steht für eine besse-
re Zukunft. Wir wollen eine Gesell-
schaft ohne Armut, in der alle Men-
schen in Frieden, Freiheit, Würde 
und sozialer Sicherheit leben kön-
nen. Wir erleben tagtäglich, dass der 
Kapitalismus diesen Zielen Grenzen 
setzt und einer Demokratisierung 
der Gesellschaft im Wege steht. 
Dem Glauben an ein Wirtschaftssys-
tem, in dem das Interesse einiger 
Weniger auf geheimnisvolle Weise 
dem Wohle Aller dienen soll, stellen 
wir die Idee des demokratischen 
Sozialismus entgegen. Zugleich 
streiten wir unter den gegebenen 
Verhältnissen dafür, vor Ort die Le-
bensbedingungen der Menschen zu 
verbessern. 

Eine lebenswerte Stadt bietet al-
len Einwohnerinnen und Einwohnern 
guten Wohnraum zu erschwingli-
chen Mieten, gebührenfreie und 
qualifi zierte Kinderbetreuung, gute 

Schulen, humane Pfl ege und Betreu-
ung für alte Menschen, preiswerten 
öffentlichen Nahverkehr, mehr di-
rekte Demokratie, transparente Po-
litik und Verwaltung, ein vielfältiges 
Kulturangebot für alle, ein breites 
Angebot an kostengünstigen Frei-
zeiteinrichtungen, gepfl egte Parks, 
sichere Radwege und intakte Stra-
ßen. In ihr haben alle Menschen am 
gesellschaftlichen Leben teil. 

Doch in Darmstadt standen in 
den letzten Jahrzehnten Sozial-
kürzungen, Gebührenerhöhungen, 
Demokratieabbau und unsinnige 
Großprojekte auf der Tagesordnung. 
Trotz ständig steigender Produktivi-
tät fällt der Lebensstandard breiter 
Teile der Bevölkerung und die Armut 
wächst. 

DIE LINKE tritt an, um diese Ent-
wicklung umzukehren – im gesam-
ten Land wie auch hier in der Kom-
mune. Deshalb: Wählen Sie keine 
Placebos, sondern unterstützen Sie 
die Politik der LINKEN im Bund, in 
Hessen und in Darmstadt.

EINE STADT FÜR ALLE !
Zeitung zur Kommunalwahl 2011

Wählen Sie am 27.3. 
LISTE 5 - DIE LINKE

Liebe Darmstädterinnen und Darmstädter,

Der ehemalige „Bauverein für Arbei-
terwohnungen“ hat sich längst von 
der Gemeinnützigkeit verabschie-
det und handelt stattdessen wie ein 
Privatunternehmen im Auftrag der 
Stadt. Der Bau teurer Eigentums-
wohnungen, der Verkauf von Miet-
wohnungen oder Mietpreis steigern-
de Sanierungen sollen die Rendite 
erhöhen. Die Errichtung von dringend 
benötigtem preiswertem Wohnraum 
wird hingegen zurückgefahren. Aktu-

Bauverein AG in die Pfl icht nehmen

ell ist geplant, Mehrfamilienhäuser in 
der Oppenheimer Straße abzureißen 
und stattdessen eine deutlich größe-
re Zahl von Reihenhäusern zu bauen, 
die für die bisherigen Mieterinnen 
und Mieter unerschwinglich sein wer-
den. Dort entstehen zwar auch neue 
Sozialwohnungen, allerdings auf Kos-
ten der Vernichtung von nicht sozial 
gebundenem günstigem Wohnraum.  
Die knappen städtischen Mittel für 
den sozialen Wohnungsbau sind auf 

SCHULDENBREMSE = SOZIALABBAU !   NEIN Menschen
vor Profi te

Darmstadt-Pass jetzt!
Kultur und Mobilität sind wesentli-
che Bestandteile von Lebensquali-
tät. Deshalb fordert DIE LINKE einen 
Darmstadt-Pass mit Ermäßigungen 
bei Eintrittspreisen und öffentlichem 
Nahverkehr. Er soll zur kostenlosen 
oder ermäßigten Nutzung von städti-
schen oder städtisch geförderten Kul-
tur-, Sport- und Freizeit und Bildungs-
einrichtungen berechtigen, also z.B. 
in Museen, Theatern, Schwimmbä-
dern, dem Vivarium oder Kursen der 
Volkshochschule. Er gewährt eine 
50prozentige Ermäßigung bei Zeitkar-
ten für Bus und Bahn.

In anderen hessischen Städten 
wie Frankfurt oder Marburg gibt es 
bereits vergleichbare „Stadtpässe“, 
während die Stadt Darmstadt im ver-
gangenen Jahr den Drittelzuschuss zu 
HEAG-Zeitkarten für sozial Benachtei-
ligte gestrichen hat.

Ein Recht auf den Darmstadt-Pass 
hätten alle Empfängerinnen und Emp-
fänger von Sozialtransferleistungen. 

Aber auch Menschen, die im Nied-
riglohnsektor arbeiten, sind oft kaum 
besser gestellt. Deshalb sollen auch 
diejenigen, die Vollzeit arbeiten und 
weniger als den von der LINKEN ge-
forderten Mindestlohn von 10 Euro 
pro Stunde verdienen, in den Ge-
nuss der Vergünstigungen durch den 
Darmstadt-Pass kommen.

Außerdem fordern wir ein „1-Euro-
Nachtticket“ in den weniger stark 
ausgelasteten Abend- und Nacht-
stunden, das für alle erhältlich ist. 
Dadurch wollen wir den Öffentlichen 
Nahverkehr attraktiver machen.

Klar – der Darmstadt-Pass ist nicht 
kostenlos zu haben. Wenn 8.000 
Menschen das Sozialticket intensiv 
nutzen, kostet das Sozialticket un-
gefähr 2 Mio Euro. Das ist die Hälfte 
der der jährlichen Subvention für das 
Kongresszentrum. Soviel sollte uns 
die gesellschaftliche Teilhabe aller 
Menschen in Darmstadt wert sein!

Die Finanzkrise der Kommunen hält 
uns nicht davon ab zu fordern, was in 
Darmstadt notwendig und wichtig ist. 
Bei aller Kritik an den fragwürdigen 
Investitionen der letzten Jahrzehnte 
stellen wir fest, dass die Kommunen 
ein strukturelles Einnahmenproblem 
haben. Die Grafi k zeigt die Wirkung 
der rot-grün-schwarz-gelben Steuer-
politik seit 1998. In Darmstadt wur-
den die Einnahmen durch die Steuer-
reformen der letzten 20 Jahre vom 
Wirtschaftswachstum abgekoppelt 
und sind preisbereinigt gleich geblie-
ben. Dadurch wurden der Stadt 1 Mrd 
Euro vorenthalten.  Mit den Steuerge-
setzen von 1990 wäre Darmstadt mit 
sanierten Schulen und schlaglochfrei-
en Straßen heute schuldenfrei. 

DIE LINKE fordert auf Bundesebe-
ne eine sozial gerechte Steuerreform 
und die Weiterentwicklung der Ge-
werbesteuer zu einer Gemeindewirt-
schaftssteuer. Diese soll – mit einem 
entsprechenden Freibetrag – Freibe-
rufl erinnen und Freiberufl er einbezie-
hen. Grundlage der Besteuerung soll 
die Wertschöpfung in der Kommune 
bilden, damit nicht Gewinne an einem 
Ort mit Verlusten an einer anderen 
Produktionsstätte verrechnet wer-
den können. Für die Hebesätze ist 
ein enger Korridor festzulegen, damit 
die unselige Konkurrenz um niedrige 
Steuersätze unterbunden wird.

Reichtum umverteilen -
Kommunen sind systemrelevant

Die sogenannte Schuldenbremse 
ist ein Freibrief für Sozialabbau und 
verhindert Zukunftsinvestitionen. 
Unsere Schulden müssen durch ver-
besserte Einnahmen des Staates ab-
gebaut werden, und nicht durch Kür-
zungen bei sozialen Einrichtungen, 
Schulen, Kindergärten und Vereinen. 
Wir wollen unseren Kindern keine ru-
inierte öffentliche Infrastruktur und 
keine  in arm und reich gespaltene 
Gesellschaft hinterlassen. Deshalb 
werben für das „NEIN zur Schulden-
bremse“ am 27. März.

DIE LINKE. Darmstadt arbeitet 
konstruktiv und verbindlich mit an-
deren politischen Kräften zusammen, 
wenn dies zu sozialen und ökologi-

schen Verbesserungen führt. Für die 
dazu notwendigen Kompromisse set-
zen wir unserer künftigen Fraktion 
„Rote Haltelinien“: DIE LINKE wird 
weiterem Sozialabbau, Abbau öffent-
licher Beschäftigung, Privatisierun-
gen bei der Daseinsvorsorge sowie 
Projektfi nanzierung durch Öffentlich-
Private „Partnerschaften“ (ÖPP) nicht 
zustimmen. Den Bau der Nordostum-
gehung lehnen wir kategorisch ab und 
verlangen, dass der Beschluss auf-
gehoben wird. DIE LINKE wird keine 
Kürzungen von freiwilligen Leistungen 
im sozialen Bereich, bei freien Kultur-
trägern und bei der Kinderbetreuung 
mittragen.

diese Weise schlecht angelegt. Gegen 
das Vorhaben kämpft eine Mieter-
initiative, die wir unterstützen.

Der Umgang der Bauverein AG mit 
den „Kunden“ ist katastrophal: bei 
Schimmelbildung hat grundsätzlich 
der Mieter Schuld, unplausible über-
höhte Heizkostenabrechnungen wer-
den rücksichtslos durchgesetzt, Bau-
mängel erst nach massivem Druck 
beseitigt und  Instandhaltungsmaß-
nahmen hartnäckig hinausgescho-
ben. Früher gab es Hausmeister, die 
selbst in den Objekten lebten und die 
Probleme aus täglicher Anschauung 
kannten. Viele Mieterinnen und Mie-
ter beklagen sich, dass diese durch 
einen zentralen Hausmeister-Service 
ersetzt wurden. Auch die Vergabe der 
Reinigung an private Unternehmen 
führt zu schweren Qualitätsmängeln.

Wir wollen den Bauverein in die 
soziale Verantwortung zurückholen: 
Neuinvestitionen werden auf die 
Schaffung preiswerten Wohnraums 
konzentriert, Sanierungen unter 
Beibehaltung des Mietpreisniveaus 
durchgeführt, notwendige Instand-
haltung zeitnah umgesetzt und der 
Umgang mit den Mieterinnen und 
Mietern wird schnellstmöglich ver-
bessert.

Die steuerreformbedingten bundesweiten Einnahmenausfälle aufgrund von 
Steuergesetzesänderungen seit 1998 von 2000-2013 (Quelle: ver.di Hessen, 2010)

Natalie Krieger
Karl-Heinz Böck

Uli Franke



Menschen
vor Profite

SOZIALE GERECHTIGKEIT SCHAFFEN !

Für die von der US-Armee aufgege-
benen Flächen eine zivile Nutzung 
zu finden ist keine schwere Aufgabe. 
Den vorhandenen 860 Wohneinhei-
ten in der Jefferson- und der Lincoln-
Siedlung stehen etwa 2000 eine 
Sozialwohnung suchende Haushalte 
gegenüber. Mehrere Gruppen suchen 
Wohnungen um neue Wohnformen 
zu verwirklichen. Darum dürfen die 
„Konversionsflächen“ nicht in die 
Hände von Privatinvestoren fallen. 

Wir sind dafür, dass die öffentli-
che Hand direkt oder indirekt in den 
Siedlungen selbst als Investor auftritt 
und Wohnungen an Mieter-Genos-
senschaften vergibt. Ähnlich wie in 
Gießen könnte mit Mitteln der Stadt 
oder der Bauverein AG eine nicht 
gewinnorientierte Dachgenossen-
schaft zur Zwischenfinanzierung und 
zur Entwicklung der Konversionsflä-
chen gegründet werden, an der auch 
die Wohnprojekte beteiligt sind. Die 
Stadt muss mit der Bundesanstalt 

Konversion als soziale Aufgabe

BImA hart verhandeln mit ihrer Pla-
nungshoheit als Druckmittel. Unser 
Ziel ist die Bereitstellung von güns-
tigem Wohnraum in mindestens der 
Hälfte der neuen Einheiten auf den 
Konversionsflächen.

In den kommenden drei Jahren 
werden mehrere tausend Studentin-
nen und Studenten zusätzlich nach 

Darmstadt kommen und ein Zimmer 
suchen, weil die Wehrpflicht ausge-
setzt wird und doppelte Abiturjahr-
gänge gleichzeitig in die Hochschu-
len strömen. Um dieses Problem zu 
lösen kann planerische Fantasie in 
den Dachgeschossen der Lincoln-
Siedlung und der Kelley-Kaserne fün-
dig werden.

Intakter Wohnraum im Lincoln-Village zwischen Bessungen und Eberstadt - 
hier müssen mindestens 450 günstige Wohneinheiten entstehen

Demokratische Mitbestimmung  
auch ohne deutschen Pass
In unserer Stadt leben über 22.000 
Menschen ohne deutschen Pass, das 
sind 16 Prozent der Einwohnerinnen 
und Einwohner von Darmstadt. Von 
kommunalpolitischen Entscheidun-
gen sind sie genauso betroffen wie 
deutsche Staatsangehörige. Doch 
wenn sie keine Bürgerinnen oder Bür-
ger eines EU-Lands sind, bleiben sie 
von den kommunalen Entscheidungs-
prozessen und Wahlen ausgeschlos-
sen.

Anstatt darüber zu diskutieren, 
wie man die Migrantinnen und Mig-
ranten in eine „Leitkultur“ einpassen 
kann, wollen wir die Betroffenen in 
die Suche nach Lösungen mit einbe-
ziehen. In Umfragen stellt sich immer 
wieder heraus, dass auch die Mig-
rantinnen und Migranten mit der In-

tegrationspolitik nicht zufrieden sind 
und sich – anders als immer wieder 
unterstellt wird – mehr Möglichkeiten 
und Chancen zur Teilnahme am ge-
sellschaftlichen Leben wünschen. Sie 
möchten in allen gesellschaftlichen 
Bereichen gleichgestellt sein. Allzuoft 
müssen sie jedoch feststellen, dass 
die Politik umgekehrt darauf abzielt, 
sie als Sündenböcke für die Folgen 
der ungerechten Umverteilungspoli-
tik darzustellen. Deshalb wollen wir 
ihre umfassende Einbeziehung in 
das soziale, politische, kulturelle und 
wirtschaftliche Leben unserer Stadt 
erreichen.

Die schwache Beteiligung bei der 
Wahl des Ausländerbeirats im Novem-
ber 2010 zeigt, dass sich die nicht 
wahlberechtigten Darmstädterinnen 

und Darmstädter nicht mit einem 
weitgehend einflusslosen und von der 
Öffentlichkeit wenig beachteten Gre-
mium abspeisen lassen. Unsere Land-
tagsfraktion hat eine Novellierung 
der Hessischen Gemeindeordnung 
eingebracht, die nicht nur Einwohner-
entscheide erleichtern, sondern auch 
Einwohneranträge sowie kommunale 
Petitionen ermöglichen würde. An 
den beiden letztgenannten Instru-
menten demokratischer Mitbestim-
mung könnten alle Gemeindeange-
hörigen ungeachtet ihrer Nationalität 
teilnehmen.

Auf der Bundesebene setzt sich 
DIE LINKE dafür, dass zumindest in 
den Kommunen alle Einwohnerinnen 
und Einwohner das aktive und passive 
Wahlrecht erhalten können. 

Gute Arbeit für Darmstadt
Die Kommunen könnten durch or-
dentliche Tarifabschlüsse bei Ar-
beitszeit und Entlohnung Standards 
setzen. Doch leider haben sie in den 
vergangenen Jahren den umgekehr-
ten Weg eingeschlagen. DIE LINKE 
steht in künftigen Auseinanderset-
zungen um Einkommen und Arbeits-
zeit auf der Seite der kommunalen 
Beschäftigten. Einem Stellenabbau 
bei der Stadt durch Umsetzung des 
„Personal konsolidierungskonzepts“ 
werden wir nicht zustimmen.

Gegenüber der Privatwirtschaft kann 
die Kommunalpolitik Druck ausüben, 
indem sie die Auftragsvergabe an 
Bedingungen knüpft. DIE LINKE setzt 
sich dafür ein, dass nur Unternehmen, 
die Tariflöhne zahlen und das Arbeit-
nehmerentsendegesetz einhalten, in 
Darmstadt öffentliche Aufträge erhal-
ten. Betriebe, die viele Ausbildungs-
plätze anbieten und die Gleichstellung 

von Frauen und Männern voranbrin-
gen, sind auf diesem Wege zu för-
dern. Die öffentliche Hand darf nicht 
bei Firmen einkaufen, die mit Kinder- 
oder Zwangsarbeit produzieren oder 
Gewerkschaftsrechte missachten. 
Dieser Verdacht konnte bei den indi-
schen Pflastersteinen auf dem Markt-
platz nie ausgeräumt werden.

Wir sind gegen „Bürgerarbeit“ 
und Ein-Euro-Jobs beim Gartenamt, 
in Kindergärten oder Schulen. Es ist 
öffentlich gefördertes Lohndumping, 

wenn reguläre Stellen vernichtet wer-
den und die gleiche Arbeit später bei 
„Wiedereingliederungsmaßnahmen“
zu Niedrigstlöhnen erledigt wird. Die 
Menschen in Darmstadt brauchen 
tarifvertraglich abgesicherte, sozial-
versicherungspflichtige und Existenz 
sichernde Arbeitsplätze, die gerade 
jungen Menschen Perspektiven bie-
ten.

Warnstreik in Darmstadt für bessere Löhne

Der Stadtkonzern HEAG Holding 
umfasst einen großen Teil der städ-
tischen Wirtschaftskraft. Allein die 
HSE AG, die Bauverein AG, die HEAG 
mobilo GmbH und die Klinikum Darm-
stadt gGmbH vereinen ein Eigenka-
pital von über 700 Mio Euro. Diese 
Unternehmen sind privatwirtschaft-
lich verfasst und damit der demokra-
tischen Kontrolle entzogen. Gewinn-
streben und kommerzielle Interessen 
gewinnen die Oberhand, obwohl die 
Stadt Mehrheitseigentümerin bleibt. 
Die soziale Verantwortung bleibt auf 
der Strecke. Um die Gemeinwohlo-
rientierung durchzusetzen, müssen 
städtische Unternehmen als  Eigen-
betriebe oder selbständige Kommu-
nalunternehmen betrieben werden. 
Die Einführung der letztgenannten 

Unternehmensform wird von unserer 
Landtagsfraktion gefordert.

Private Firmen wie das Busunter-
nehmen Glück & Seitz oder der Anla-
genbauer Nohl wurden übernommen 
und in den Stadtkonzern eingeglie-
dert. Ziel war dabei, die schlechte-
ren Tarife der Privatunternehmen 
mit einzukaufen. DIE LINKE ist gegen   
Lohndrückerei im Stadtkonzern und 
fordert die die gleichberechtigte Mit-
bestimmung der Beschäftigten.

Kurzfristig wollen wir zusammen 
mit Einwohnerinnen und Einwohnern 
sowie den Beschäftigten in der öf-
fentlichen Auseinandersetzung poli-
tischen Druck erzeugen, um die Un-
ternehmen des Stadtkonzerns in die 
soziale Verantwortung zu zwingen.

Uli Franke

Stadtkonzern resozialisieren

Direkte  
Demokratie 
stärken
Die Linksfraktion im Landtag kämpft 
für eine Novellierung der Hessi-
schen Gemeindeordnung, nach der 
die Hürden für Bürgerbegehren und 
-entscheide nach bayrischem Vor-
bild abgesenkt werden: In Darmstadt 
könnten demnach 5.200 wahlberech-
tigte Gemeindeangehörige (5%) ein 
Begehren einreichen, über das dann 
ein Entscheid stattfände. Eine Mehr-
heit wäre gültig, wenn diese mehr als 
10.400 Gemeindeangehörige (10%) 
umfasst. Diese Regeln wären das 
Ende der Nordost-„Umgehung“ gewe-
sen!

Darüber hinaus wollen wir das 
kommunale Petitionsrecht und den 
Gemeindeantrag einführen. Letzteren 
könnten 1.400 Gemeindeangehörige 
ab 14 Jahren (1%) an die Stadtver-
ordnetenversammlung stellen. Diese 
beiden direkt-demokratischen Mittel 
stünden auch den nicht wahlberech-
tigten Darmstädterinnen und Darm-
städtern zur Verfügung.

Mehr dazu unter http://tinyurl.
com/hgo-novelle-hessen.

Die Hartz IV-Parteien SPD, Grüne, 
CDU und FDP streben im Rahmen der 
SGB II-Organisationsreform ab 2012 
eine „Optionslösung“ für Darmstadt 
an. Die Stadt soll die Verwaltung der 
Hartz IV-Leistungsempfänger/innen 
allein übernehmen. Bisher geschieht 
dies in der ARGE bzw. Jobcenter zu-
sammen mit der Bundesagentur für 
Arbeit .

Die Einführung von zunächst 69 
Optionskommunen bundesweit ging 
wesentlich auf die Initiative Roland 
Kochs zurück. Die Bewerbung Darm-
stadts für die Option war möglich 
geworden, weil der Bundestag im 
vergangenen Jahr die Erweiterung der 
Zahl der Optionskommunen auf bun-
desweit 110 beschlossen hatte.

Wir halten das „Optionsmodell“ 
für einen Schritt hin zur Kommunali-
sierung und damit zur weitgehenden 
Dezentralisierung der Arbeitsmarkt-
politik im Hartz IV-Bereich. Den Kom-
munen soll die Verantwortung für die 
Bewältigung der Langzeiterwerbslo-
sigkeit aufgebürdet werden.

Hartz IV: Für die Anhebung der 
Regelsätze, gegen Optionsmodell

Der Magistrat erwartet sich eine 
Einsparung von ca. 700.000 Euro 
durch die Übernahme des Jobcenters 
in die kommunale Trägerschaft. Wir 
befürchten langfristig eine finanzi-
elle Mehrbelastung, wenn der Bund 
im Rahmen seiner sozialpolitischen 
Kürzungsorgien die entsprechenden 
Haushaltsmittel weiter verringert und 
sich mehr und mehr aus der Verant-
wortung stiehlt.

Denn generell geht es Kapital und 
Politik darum, für Erwerbslose so 
wenig Geld wie möglich auszugeben, 
auf die Betroffenen permanent Druck  
auszuüben und damit verstärkt Hun-
gerlöhnen Tür und Tor zu öffnen. DIE 
LINKE fordert deshalb den Rückzug 
Darmstadts von der Bewerbung als 
Optionskommune.

Insgesamt setzt sich DIE LINKE für 
die sofortige Anhebung des Regelsat-
zes auf 500 Euro ein. Wir wollen pers-
pektivisch das Hartz-IV-System durch 
eine bedarfsdeckende und sanktions-
freie Mindestsicherung ersetzen. 

Das Millionärsehepaar Sander (Wel-
la Erben) führt die Verantwortlichen 
der Stadt Darmstadt vor. Öffentliche 
Armut und privater Reichtum tref-
fen aufeinander. Die Bürgerinitiative 
„SOS Mathildenhoehe Darmstadt“ 
hat inzwischen viele Ungereimtheiten 
aufgedeckt.

DIE LINKE ist gegen den Bau des 
Museum Sander am Südhang der Mat-
hildenhöhe. Denn keiner der Entwürfe 
ist auch nur annähernd dazu geeig-
net, sich in das denkmalgeschützte 
Jugendstil-Ensemble harmonisch ein-
zufügen. Das Gebäude bliebe immer 

ein Fremdkörper. Außerdem erfordert 
der Bau an diesem Ort einen massi-
ven Eingriff in die Bodenverhältnisse 
und würde dadurch die Substanz des 
Ernst-Ludwig-Hauses gefährden.

Die Menschen in Darmstadt wol-
len frühzeitig informiert und von 
Anfang an im demokratischen Ent-
scheidungsprozess beteiligt werden. 
Die Mathildenhöhe gehört den Darm-
städterinnen  und Darmstädtern, und 
nicht einem Millionärsehepaar, das 
sein Geld anlegen und sich ein Denk-
mal schaffen will.

Kein „Museum Sander“  
an der Mathildenhöhe

Werner Krone

Frank Gerfelder-Jung

Many RugiesNatalie Krieger

Hüdaverdi Kaya
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vor Profite

REICHTUM UMVERTEILEN !

Wichtiger als ein Prestige-ICE-Halt 
in Darmstadt sind die bestehen-
den Direktverbindungen mit IC nach 
München/Salzburg, Karlsruhe und 
Saarbrücken. Außerdem können ICE 
weiterhin über die ohnehin geplante 
Nordanbindung unseren Hauptbahn-

hof erreichen. Hierfür brauchen wir 
keinen „Bypass“ an der Eschollbrü-
cker Straße. DIE LINKE ist für die Füh-
rung der Neubaustrecke parallel zur 
Autobahn. Nur so werden tagsüber 
250 km/h schnelle Reisezüge und 
nachts schneller Güterverkehr von 
der Stadt ferngehalten. Auch einen 
ICE-Bahnhof in der Siedlung Tann hal-
ten wir nicht für sinnvoll.  

Wir fordern eine schnelle und eng 
getaktete Verbindung zum Fernbahn-
hof am Frankfurter Flughafen und 
weiter nach Wiesbaden als Alterna-

Sprinter S-Bahn 
statt ICE-Halt, 
Regionalverkehr stärken

tive zur ICE-Vollanbindung. Diese 
Sprinter S-Bahn soll auch Pendle-
rinnen und Pendlern nützen. Daher 
muss für hier der RMV-Tarif gelten. 
Das ist realistisch, wenn die Bahn kei-
ne überhöhten Gebühren zur Nutzung 
der Neubaustrecke erhebt. 

Für den AirLiner muss endlich der 
normale RMV-Tarif gelten. Semester-
ticket und Schwerbehindertenaus-
weis sind auch hier ohne Aufpreis 
anzuerkennen.

Damit die Verkehrsbedürfnisse 
der großen Mehrheit erfüllt werden, 
ist die Verbesserung des Angebots 
regionaler Bahnverbindungen ent-
scheidend.  Dazu brauchen wir nter 
anderem eine schnellere Regional-
verbindung in Richtung Heidelberg/
Mannheim und Erbach.

Kommunen sind die Grundlage des 
Gemeinwesens. Hier müssen die 
Menschen gemeinsam für eine sozi-
ale, offene, solidarische und demo-
kratische Gesellschaft streiten. Wir 
werden darauf achten, dass Stadt-
verordnetenversammlung, Magistrat 
und Stadtverwaltung  vorhandene 
Handlungsspielräume nutzen, um die 
Einwohner/innen an Entscheidungen 
zu beteiligen. Darüber hinaus befür-
worten wir die Initiative unserer Land-
tagsfraktion, Bürgerbegehren und 
-entscheide zu vereinfachen und das 
kommunale Petitionsrecht sowie den 
Gemeindeantrag einzuführen.

Ortsbeiräte oder andere gewach-
sene Vertretungsstrukturen stärken 
die Einbindung der Menschen in den 
Stadtteilen. DIE LINKE wird Forderun-
gen der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner nach Gründung oder Stärkung 
solcher Gremien aufgreifen und un-
terstützen. 

Transparenz ist Grundvoraus-
setzung für Mitgestaltung. Es muss 
möglich sein, sich einfach über die 
Vorgänge in Stadtverordnetenver-
sammlung und Verwaltung zu infor-
mieren. Wir wollen, dass die Finanzen 
unserer Stadt in einem „bürgerlesba-
ren Haushalt“ in verständlicher Form 
aufbereitet werden. Zwar sind viele 
Informationen über das Parlamentsin-
formationssystem im Internet zugäng-
lich, doch längst nicht alle Menschen 
verfügen über einen Internetzugang. 
Deshalb muss das Angebot an öffent-
lich zugänglichen Internetanschlüs-
sen zur Nutzung des städtischen 
Angebots, etwa in den Stadtteilbiblio-
theken, ausgebaut werden.

Im Gespräch und in der Diskussi-
on wird entdeckt, wo es im Stadtteil 
„klemmt“ und wie Probleme gelöst 
werden könnten. Und gemeinsam 
gelingt es leichter, die „heißen Eisen“ 
anzupacken und gegenüber den Ver-
antwortlichen in der Stadt auf Lösun-
gen zu dringen. Damit sich Menschen 
zusammen tun können, brauchen sie 
Orte, um miteinander ins Gespräch 
zu kommen. Wir fordern deshalb die 
Bereitstellung preiswerter Versamm-
lungsräume für soziale und politische 
Aktivitäten.

Natalie Krieger

Mitgestaltung 
und Transparenz 
für Darmstadt

Das Verkehrsmittel Fahrrad hat vier 
entscheidende Vorteile: Es ist emis-
sionsfrei. Es ist preiswert in Anschaf-
fung und Unterhalt. Es ist 
für die Stadt günstig: Jeder 
Autofahrer und jede Auto-
fahrerin kostet Darmstadt so 
viel wie 14 Radfahrer/innen. 
Und es ist auf Strecken bis 
fünf Kilometer konkurrenzlos 
schnell.

Deshalb will die Linke den 
Radverkehrsanteil in den 
nächsten fünf Jahren von 
15% auf 30% verdoppeln. 
Damit verringern wir den Au-
toverkehr in Darmstadt deut-
lich mehr als mit der Nord-
ost-„Umgehung“ und das zu 
einem Bruchteil der Kosten. 
Außerdem können wir nur 
auf diese Weise unsere Kli-
maschutzziele erreichen. 
DIE LINKE will Schluss machen mit 
der verschlafenen Radverkehrspolitik 
der letzten 20 Jahre.

Radverkehrsanteil in Darmstadt verdoppeln
Um dies zu erreichen, wollen 

wir ein praxistaugliches Konzept in 
Form eines Fahrradnetzplans entwi-

ckeln, denn durchgängige Radwege 
mit klarer Streckenführung sind in 
Darmstadt die Ausnahme. Beispiel: 

Wer von Norden kommend in die In-
nenstadt radelt, für den ist der Be-
reich zwischen Willy-Brandt-Platz und  

Luisenplatz Niemandsland. 
Bei der Neugestaltung der 
Frankfurter Landstraße in 
Arheilgen wurde der Rad-
verkehr einfach vergessen 
(siehe Foto). Hier kann und 
muss durch eine parallele 
Fahrradstraße Abhilfe ge-
schaffen werden.

Fahrradstraßen sind 
eine einfache Möglichkeit, 
schnelle und sichere Rad-
verbindungen zwischen 
den Stadtteilen herzu-
stellen, ohne den moto-
risierten Anliegerverkehr 
übermäßig einzuschrän-
ken. Hierzu bietet sich 
weiterhin die Pankratius-
straße als Verbindung zum  

Bürgerparkviertel mit einer anschlie-
ßenden Fahrradbahn nach Kra-
nichstein an. Auch die Soderstraße  

könnte als Fahrradstraße ausgewie-
sen werden.

Es kann nicht so weiter gehen wie 
bisher.  Wir brauchen neue, bessere 
und sichere Radwege. Wir brauchen 
Fahrradstraßen. Wir brauchen Schutz-
streifen für den Radverkehr. Wir brau-
chen diebstahlsichere und  ortsfeste 
Fahrradstellplätze. Radfahrerinnen 
und Radfahrer dürfen nicht durch zu 
kurze Grünphasen ausgebremst wer-
den. Und wir müssen die Kreuzungen 
sicherer machen, damit Eltern ihre 
Kinder mit ruhigem Gewissen in die 
Schule radeln lassen können.

Knappe Kassen verführen viele Städ-
te und Kreise, Investitionen durch 
öffentlich-private „Partnerschaften“ 
(ÖPP) zu finanzieren. Dabei werden 
öffentliche Projekte von privaten In-
vestoren durchgeführt, und die Kom-
mune zahlt die Bau- und Betriebskos-
ten über einen langen Zeitraum als 
Miete ab. So werden die öffentlichen 
Kassen zwar kurzfristig entlastet, zum 
Ausgleich gehen die Kommunen aber 
langfristig hohe Zahlungsverpflich-
tungen ein. Die üblicherweise ge-
heim gehaltenen Verträge beinhalten 
üblicherweise Klauseln, die es dem 
Investor ermöglichen, das unterneh-
merische Risiko auf die Kommune 
abzuwälzen. ÖPP ist ein anderes Wort 
für „Gewinne privatisieren, Verluste 
sozialisieren“. 

So endete beispielsweise der Ver-
such des Landkreises Offenbach, auf 
diese Weise seine Schulen zu sanie-
ren, in einem finanziellen Fiasko: er 
muss über die gesamte Vertragslauf-

Finger weg von ÖPP

Wenn ein Unternehmen in schwieri-
ges Fahrwasser gerät, denken die Ma-
nager zuerst ans Personal - und zwar 
meistens an dessen Abbau. Auch in 
den Kommunen wird dies vermehrt 
diskutiert. In Darmstadt hat der 
Stadtverordnete Theo Ludwig (FDP) 
dazu aufgefordert, über betriebsbe-
dingte Kündigungen nachzudenken. 
Auch der Regierungspräsident macht 
Druck in diese Richtung. Dabei wur-
den Personalstand und -kosten in 
den letzten Jahren schon erheblich 

Keine Kürzungen auf dem Rücken der  
städtischen Beschäftigten

gesenkt.  Deutschland hat einen im 
internationalen Vergleich sehr niedri-
gen Anteil der öffentlichen Beschäfti-
gung. 

In Darmstadt wird zur „Haushalts-
sicherung“ jede frei werdende Stelle 
erst nach drei Monaten wieder be-
setzt und jede vierte Stelle fällt weg. 
Das führt zu massiver Arbeitsverdich-
tung in den Ämtern und Betrieben 
der Stadt mit all ihren Auswirkungen: 
Überarbeitung, Erkrankungen durch 
Stress und Unzufriedenheit bei den 

Beschäftigten. Unter solchen Vor-
aussetzungen leidet die Qualität der 
Dienstleistungen und fördert damit 
auch die Unzufriedenheit der Einwoh-
nerinnen und Einwohner.

Deshalb wird DIE LINKE keinem 
Haushalt zustimmen, der Beschäfti-
gungsabbau bei der Stadt beinhaltet. 
Sichere Arbeitsplätze, gute Arbeit 
und ein angenehmes Betriebsklima 
für die Beschäftigten stehen für uns 
im Mittelpunkt. Dafür werden wir uns 
einsetzen.

Im Zentrum linker Schulpolitik steht 
die Herstellung gleicher Entwick-
lungsvoraussetzungen und Entfal-
tungsmöglichkeiten für alle Kinder. 
Schülerinnen und Schüler müssen in 
ihren Fähigkeiten individuell geför-
dert werden. Chancengleichheit wird 
am Besten in integrierten Gesamt-
schulen umgesetzt. In diesen ist län-
geres gemeinsames Lernen möglich, 
anstelle von Leistungsdruck und G8. 
Davon profitieren alle Schülerinnen 
und Schüler gleichermaßen. Wir tre-
ten für eine Stärkung der integrierten 
Gesamtschulen in Darmstadt ein.

Dort kann auch das in der UN-
Behindertenrechtskonvention fest-
gelegte Ziel der Inklusion, also das 
gemeinsame Lernen behinderter und 
nichtbehinderter Kinder, am Bes-
ten umgesetzt werden. Bei entspre-
chender Ausstattung mit Räumen, 
Personal und Arbeitsmitteln können 
behinderte und nicht behinderte, 
hoch begabte und besonders förde-
rungsbedürftige Kinder mit und ohne 
Migrationshintergrund mit- und von-
einander lernen.

Für die Bildungsregion der Stadt 
Darmstadt und des Landkreises 
Darmstadt-Dieburg ist die gestalte-
rische Planung im Rahmen eines ge-
meinsamen Schulentwicklungsplans 
längst überfällig. Wir schlagen die 
Einrichtung einer zusätzlichen integ-
rierten Gesamtschule mit naturwis-
senschaftlich-technischer Schwer-
punktbildung in zentraler und aus 
dem Umland gut erreichbarer Lage 
in Darmstadt vor. Sie soll als Modell 
mit überregionaler Ausstrahlungs-
kraft, mit fortschrittlichem pädago-
gischen Konzept und mit einer engen 
Kooperation mit den Darmstädter 
Forschungseinrichtungen in unserer 
Schullandschaft verankert werden.

Die Stadt als zuständiger Schul-
träger ist verantwortlich für die Wei-
terentwicklung aller Darmstädter 
Schulen hin zu wirklichen Ganztags-
einrichtungen. Sie muss durch die Sa-
nierung und eine bessere Ausstattung 
der Schulen ihren Teil dazu beitragen, 
dass aus Lehranstalten Lebensräume 
werden.

Martina Hübscher-Paul

Gemeinsam lernen

zeit 798 Mio. Euro Kredite aufneh-
men, die ihn zusätzlich 112 Mio. Euro 
Zinsen kosten werden.

Doch in Darmstadt hat man aus 
diesem Beispiel nichts gelernt: Es 
ist geplant, das „Berufsschulzentrum 
Nord“ via ÖPP zu sanieren. 2007 wur-
de für rund 50.000 Euro eine Bera-
tungsfirma mit einer entsprechenden 
Machbarkeitsstudie beauftragt. Diese 
Studie will der zuständige Dezernent 
Dieter Wenzel (SPD) jedoch nicht he-
rausgeben, sondern speist die Stadt-
verordeten mit einer unzureichenden 
Zusammenfassung ab. Trotzdem hat 
die Mehrheit in der StaVo im Blindflug 
entschieden, das Projekt weiter zu 
verfolgen.

DIE LINKE ist der Überzeugung, 
dass öffentlich-private Partnerschaf-
ten nur den Investoren nützen. Mit 
uns wird es keine öffentlich-privaten 
„Partnerschaften“ in Darmstadt  
geben! 

Schuldenbremse= 
Investitionsbremse. 
Deshalb: NEIN !

Bianca Teipelke
Karl-Heinz Böck

Werner Krone

Stefan Nold



Für viele Familien sind Kinder ein Ar-
mutsrisiko. Immer mehr Haushalte 
sind auf zwei Gehälter angewiesen. 
Diese Familien und natürlich auch 
Alleinerziehende sind auf ein fl ächen-
deckendes Betreuungsangebot ange-
wiesen, um neben der Erziehung des 
Nachwuchses auch ihre materielle 
Existenz zu sichern. Auch und gerade 
die Kinder, deren Eltern von Erwerbs-
losigkeit betroffen sind, müssen in 
den Genuss einer guten Betreuung 
kommen.

In Darmstadt leben über 4.000 
Kinder unter drei Jahren, doch nur 
für 25% von ihnen stehen Betreu-
ungsplätze zur Verfügung. Sogar die 
Bundesregierung strebt bis 2013 
eine Versorgung von 35% an. Wir wol-
len den Ausbau der öffentlichen und 
freigemeinnützigen Kinderkrippen um 
rund 1.500 zusätzliche Krippenplätze 
in den nächsten Jahren. Gemeinsam 
mit dem Angebot von Tagesmüttern 

Kinderbetreuung fl ächendeckend, 
qualifi ziert und gebührenfrei

und privaten Elterninitiativen wäre 
damit ein Versorgungsgrad von 50% 
bei den Kleinsten erreicht.

Mit einer durchschnittlichen Ver-
sorgung von 95% für Kindergarten-
kinder von drei bis sechs Jahren 
steht Darmstadt relativ gut da. Leider 
wird diese Abdeckung nicht in jedem 
Stadtteil erreicht. Deshalb fordern 
wir die gleichmäßige Verteilung der 
Kita-Plätze, damit die Kinder dort be-
treut werden, wo sie später auch die 
Schule besuchen. Das Angebot an 
Ganztagsplätzen und Kitas mit zeitfl e-
xiblen Öffnungszeiten ist zu erweitern 
und auf die Bedürfnisse der kleinen 
und großen Bewohner/innen in den 
Stadtteilen abzustimmen.

Wir kämpfen für gebührenfreie 
Kinderbetreuung, denn alle Kinder 
müssen von klein auf Zugang zu einer 
qualifi zierten Betreuung bekommen. 

Es kostet Zeit, jedes einzelne Kind 
individuell zu fördern. Doch statt-

dessen können aufgrund von Perso-
nalmangel  Sprachförderungspro-
gramme teilweise schon nicht mehr 
umgesetzt werden. Deshalb ist eine  
deutliche Verbesserung des Betreu-
ungsschlüssels, also der Zahl der Er-
zieher/innen pro Kindergruppe, drin-
gend erforderlich.

Die optimale Förderung von Spra-
che, Spiel und Sozialverhalten aller 
Kinder ist nur von gut ausgebildeten 
und motivierten Erzieherinnen und 
Erziehern zu leisten. Sie brauchen 
wirkliche Anerkennung und Wert-
schätzung. Deshalb setzen wir uns 
für gute Arbeitsbedingungen und 
deutlich bessere Bezahlung ein.

Kinder sind unsere Zukunft. Wir 
müssen die Voraussetzungen schaf-
fen, dass diese Perspektive für alle 
großen und kleinen Familien gilt, 
gleich ob sie reich oder arm, ob sie 
alteingesessen oder zugewandert 
sind.

Bei den Krankenhäusern wurde in der 
Vergangenheit massiv gespart. Mit 
dem Ergebnis, dass zehntausende 
Arbeitsplätze bundesweit vernichtet 
wurden, und die Qualität der Versor-
gung abgenommen hat. 

Das Klinikum Darmstadt ist eben-
falls von dieser grundfalschen Ge-
sundheitspolitik der Bundes- und Lan-
desregierung betroffen. In den Jahren 
2000 bis 2009 wurden dem Klinikum 
durch Kürzungen in der Leistungsver-
gütung und nicht getätigte Investitio-
nen 44 Mio. Euro vorenthalten. Ohne 
diese Kürzungen gäbe es kein Defi zit. 

DIE LINKE hat es 2009 abgelehnt, 
den Eigenbetrieb formal zu privati-
sieren und zu einer gemeinnützigen 

Das städtische Klinikum vor 
Ausverkauf schützen

GmbH umzuwandeln. Wir befürchten 
durch diesen Schritt eine weitere Zu-
nahme der Arbeitsbelastung für die 
Beschäftigten mit negativen Auswir-
kungen auf die Behandlungsqualität 
der Patientinnen und Patienten. Die 
Alternative wäre gewesen, das Jah-
resdefi zit als Preis für gute medizini-
sche Versorgung unter schwierigen 
fi nanziellen Rahmenbedingungen zu 
akzeptieren.

Mehr Patientinnen und Patienten 
durch weniger Personal zu versor-
gen ist die Losung des Marktes, um 
das Defi zit abzubauen. Für uns sind 
Markt und Wettbewerb nicht mit 
dem Auftrag eines öffentlichen Kran-
kenhauses vereinbar. Wir fordern 

wieder deutlich mehr Beschäftigte 
für das Klinikum. Wir fordern die Ein-
führung von verbindlichen Personal-
mindeststandards, und wir fordern 
die Rückumwandlung des Klinikums 
in ein Unternehmen mit öffentlicher 
Rechtsform.

Um das städtische Klinikum vor ei-
nem kompletten Ausverkauf zu schüt-
zen, ist es unerlässlich, dass die Stadt 
das jetzige Defi zit von 2 Mio. Euro 
sowie kommende Defi zite über Trä-
gerzuschüsse aus dem städtischen 
Haushalt abfedert. Es wäre unverant-
wortlich, hierfür das Eigenkapital der 
Klinikum GmbH abzuschmelzen.

Gesundheit und gute Arbeit haben 
ihren Preis!

Martina Hübscher-Paul · Uli Franke · Gabi Budka · Natalie Krieger · Stefan Nold 
Karl-Heinz Böck · Werner Krone · Heike Meißner · Hüdaverdi Kaya · Bianca Teipelke

  1. Karl-Heinz Böck
  2. Natalie Krieger
  3. Martina Hübscher-Paul
  4. Werner Krone
  5. Heike Meißner
  6. Uli Franke
  7. Gabi Budka
  8. Stefan Nold
  9. Bianca Teipelke
10. Hüdaverdi Kaya
11. Ronja Scheifl 
12. Many Rugies
13. Brigitte Welter
14. Babak Zandi
15. Imran Malik
16. Manuela Anton
17. Fritz Schmidt-Kleiner
18. Verena Hoppe
19. Helmut Angelbeck
20. Lisa Hofmann
21. Tobias Paul
22. Lena Etzel
23. Rainer Keil
24. Dagmar Kern
25. Edmund Schenk
26. Jutta Jung

27. Harald Brier
28. Edith Humeau
29. Reiner Vogel
30. Stefanie Klement
31. Kalle Bartelt
32. Andrea Plaßmeier
33. Steffen Weber
34. Erika Rieger
35. Ibo Gilbert
36. Filomena Valente Nold
37. Falk Prahl
38. Katrin Metzger
39. Norbert Schneider
40. Daniela Schmidt-Hinderlich
41. Wolfgang Weber
42. Moritz Hauschild
43. Trutz Schadt
44. Frank Gerfelder-Jung
45. Michael Nickel
46. Ralph Decker
47. Waldemar Sarezki
48. Peter Schulz
49. Artur Rümmler
50. Kurt Nothnagel
51. Dieter Steinmeyer
52. Michael Kaffenberger 

Unsere Kandidatinnen und Kandidaten

DIE LINKE will allen Menschen in 
Darmstadt eine gleiche Teilhabe am 
kulturellen Leben ermöglichen. Dann 
kann Kultur durch die Förderung von 
Toleranz und Vielfalt dem Auseinan-
derbrechen der Stadt zwischen Arm 
und Reich entgegen wirken. Des-
halb müssen sozial Benachteiligte 
einen kostengünstigen Zugang zum 
Darmstädter Kulturangebot bekom-
men. Wir fordern, dass neben den 
Studierenden auch Jugendliche und 
Empfängerinnen und Empfänger von 
Sozialleistungen Vorstellungen im 
Staatstheater kostenlos besuchen 
dürfen.

Die Stadtteilbibliotheken müssen 
erhalten bleiben und mit ausreichend 
Personal wieder sachgerechte Öff-
nungszeiten anbieten.

Die freie Kulturszene erhält un-
gefähr zwei Prozent des städtischen 
Kulturetats. Bei aller Wertschätzung 
unserer „kulturellen Leuchttürme“ 
wie dem Staatstheater und der Cen-
tralstation sehen wir darin ein Miss-
verhältnis. DIE LINKE fordert die Ver-
doppelung der Förderung der freien 

Kultur. Hierzu ist der Ertrag der ge-
planten „Bettensteuer“ auf die Hotel-
übernachtungen möglichst vollstän-
dig zu verwenden. 

Kulturschaffende müssen von ih-
rer Arbeit leben können. Dies gilt für 
die Beschäftigten des Staatstheaters 
genauso wie für die hauptberufl ichen 
Künstlerinnen und Künstler der freien 
Szene. Die Haushaltssperre bei den 
„freiwilligen Leistungen“ hat die oh-
nehin schwierige Lage vieler Projekte 
weiter verschärft. Wir wollen den frei-
en Kultureinrichtungen durch mehr 
vertraglich abgesicherte Leistungen 
eine sichere Planung und den Künst-
lerinnen und Künstlern ein besseres 
Auskommen ermöglichen.

Wir schlagen die Umnutzung des 
leerstehenden ehemaligen Elektro-
Saladin-Gebäudes zu einem nicht-
kommerziellen Kulturraum mit kom-
munaler Galerie, Konzertraum und 
Café vor. Außerdem könnte hier eine 
Beratungsstelle für Heranwachsende 
in Fragen der berufl ichen (Weiter-)Bil-
dung eingerichtet werden.

Uli Franke

Stadt der kulturellen Vielfalt

WIR MACHEN DRUCK!

Menschen
vor Profi te

Wählen Sie am 27.3.  Liste 5 
V.i.s.d.P. Natalie Krieger, DIE LINKE. Darmstadt, Hoffmannstr. 4, 64283 Darmstadt

Schuldenbremse
heißt Sozialabbau.
Deshalb: NEIN !

Heike Meißner

Argumente auf www.handlungsfaehiges-hessen.de 
und www.gerecht-geht-anders-hessen.de

Eine Stadt für alle!
Das fordern wir in unserem Kommu-
nalwahlprogramm. Darin sind unsere 
Positionen und Forderungen aus-
führlich dargestellt. Sie fi nden es auf 
unserer Website:

Wir schicken Ihnen auch gerne 
eine Kopie zu. Wenden Sie sich 
an DIE LINKE. Darmstadt, Hoff-
mannstr. 4, 64283 Darmstadt oder 

06151/3914629.www.linke-darmstadt.de

Tobias Paul


